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Bebauungsplan Nr. 67 „Wiesenstraße - West“ 2.Änderung (M 1 : 1.000) 
 
 
 

  

Gesetzesbezüge 
Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.9.2004 (BGBl. I Seite 2414) - zuletzt geändert 
am 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.1.1990 (BGBl. I Seite 132) - zuletzt 
geändert am 11.6.2013 (BGBl. I Seite 1548) 
Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBI. Seite 576) – zuletzt geändert am 26.10.2016 (Nds. GVBl. S. 226) 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 I Seite 
58) – zuletzt geändert am 22.7.2011 (BGBl. I Seite 1509) 
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
1. Im Sondergebiet sind ein Lebensmitteldiscounter bis maximal 1.300 m² Verkaufsfläche sowie 

eine PKW-Waschhalle zulässig (gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 BauNVO). 
 
2. Innenstadtrelevante Sortimente sind als Randsortimente mit einem Anteil von maximal 8 % 

an der Verkaufsfläche zulässig. 
 Als innenstadtrelevant gelten folgende Sortimente: 

- Textil / Bekleidung (gesamtes Textilsortiment) 
- Schuhe (außer Arbeitsschuhe) 
- Uhren / Schmuck 
- Foto / Optik 
- Drogerie- und Parfümerieartikel, Arzneimittel, 
- Geschenkartikel, Accessoires 
- Braune und weiße Ware (Unterhaltungselektronik, Tonträger, Computer / Elektrogroß-

geräte) 
- kunstgewerbliche Artikel 
- Haushaltswaren / Wohnbedarf 
- Spielwaren 
- Schreibwaren, Büroartikel, Bücher 
- Büro- / Informationstechnik 
- Sportartikel, Camping, Fahrräder, Jagdartikel 
- Lampen, Leuchten 

 (gemäß § 1 Abs. 7 BauNVO) 
 
3. Durch bauliche Anlagen darf eine Höhe von 172 m ü.N.N. nicht überschritten werden 

(gemäß §§ 16 (2) Nr. 4 und 18 (1) § 18 BauNVO). 
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Präambel 

 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) und des § 58 Abs. 2 des Nds. Kommunalverfassungs-
gesetzes vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der jeweils zuletzt geltenden 
Fassung hat der Rat der Stadt Uslar diesen Bebauungsplan Nr. 23 „Wiesenstraße 
- West“, 2. Änderung (gemäß § 13a BauGB), bestehend aus der vorstehenden 
Planzeichnung, und den textlichen Festsetzungen als Satzung beschlossen. 
 
Uslar, den 10.04.17 
  Siegel gez. Bauer 
  Bürgermeister  
_________________________________________________________________ 
 

Aufstellungsbeschluss 
 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Uslar hat in seiner Sitzung am 1.10.2015 die 
Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 23 „Wiesenstraße - West“ 
beschlossen. Der Änderungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 1.6.2016 
ortsüblich bekanntgemacht worden.  
 
Uslar, den 10.04.17 
  Siegel gez. Bauer 
  Bürgermeister  
_________________________________________________________________ 
 

Planunterlage 

Kartengrund-
lage: Liegenschaftskarte
 Gemarkung: Uslar, Flur: 6 
  
Quelle:  "Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen  
 Vermessungs- und Katasterverwaltung"  
 
 ©2015 
 
Herausgeber:  Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung  
  Niedersachsen  
  Regionaldirektion Northeim 
 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die 
städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze 
vollständig nach (Stand vom 21.12.2015). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der 
Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. (Nur bei Bebauungs-
plänen, deren Festsetzungen sich auf die geometrische Form der Grundstücke aus-
wirken)  
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei 
möglich. (Nur bei Bebauungsplänen, bei deren Durchführung neue Grenzen 

gebildet werden, deren Verlauf durch den Bebauungsplan festgesetzt wird)  
 
Northeim, den 24.03.17 
 
 
- Katasteramt Northeim - 
 
  Siegel 
gez. D. März VmR 
……………………………………. 
 
Unterschrift) 
_________________________________________________________________ 
 

Planverfasser 
 
Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet vom  
 
Hannover im November 2015 
 
 
 
 
 
 
  gez. Keller 
_________________________________________________________________ 
 

Öffentliche Auslegung 
 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Uslar hat dem Entwurf der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 67 „Wiesenstraße - West“ mit Begründung am 6.9.2016 
zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.  
 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 24.9.2016 ortsüblich bekannt-
gemacht.  
Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 „Wiesenstraße - West“ 
mit Begründung hat vom 12.10.2016 bis 18.11.2016 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
öffentlich ausgelegen. 
 
Uslar, den 10.04.17 
 

Siegel 
  gez. Bauer 
  Bürgermeister  
 

 
 

Öffentliche Auslegung mit Einschränkung 
 
Der Rat/Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung am dem geänder-
ten Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes mit Begründung zugestimmt 
und die erneute öffentliche Auslegung mit Einschränkungen gemäß § 4a Abs. 3 
Satz 2 bzw. Satz 4 BauGB und mit einer verkürzten Auslegungszeit gemäß § 4a 
Abs. 3 Satz 3 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der erneuten öffentlichen Aus-
legung wurden am                  ortsüblich bekanntgemacht.  
 
Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes mit Begründung hat 
vom            bis            gemäß § 4a Abs. 3 BauGB erneut öffentlich ausgelegen.  
 
Den von der Planänderung Betroffenen wurde mit Schreiben 
vom               Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum gegeben.  
 
Uslar, den 10.04.17 
 
  Siegel  gez. Bauer 
  Bürgermeister  
_______________________________________________________________ 
 

Satzungsbeschluss 

 
Der Rat der Stadt Uslar hat den Bebauungsplan Nr. 67 „Wiesenstraße - West“, 
2. Änderung, nach Prüfung der Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner 
Sitzung am 23.2.2017 als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung 
beschlossen.  
 
Uslar, den 10.4.17 

Siegel 
 
  gez. Bauer 
  Bürgermeister  
_______________________________________________________________ 
 

Inkrafttreten 
 
Der Satzungsbeschluss der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 „Wiesen-
straße - West“ ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 12.05.2017 im Amtsblatt für 
den Landkreis Northeim bekanntgemacht worden.  
 
Der Bebauungsplan Nr. 67 „Wiesenstraße - West“, 2. Änderung, ist damit am 
12.05.2017 rechtsverbindlich geworden.  
 
Uslar, den 10.04.17 
                 18.05.17 

Siegel  
 

  gez. Bauer 
  Bürgermeister 
_______________________________________________________________ 
 

Frist für Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
 
1.  Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  
2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2a BauGB beachtliche Ver-

letzung der Vorschriften über das Verhältnis der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und  

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs  

 
sind nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 67 „Wiesenstraße - West“ schriftlich gegenüber der Stadt 
Uslar unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden (§ 215 BauGB).  
 
Uslar den 10.04.17 

Siegel 
 
  gez. Bauer 
  Bürgermeister  
_______________________________________________________________ 
 
Anmerkung: *) Nichtzutreffendes streichen  
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BEGRÜNDUNG 
 
 
1 Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes 
 
1.1 Aufstellungsbeschluss 

Die Stadt Uslar hat die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 „Wiesen-
straße - West“ beschlossen. 

 
1.2 Planbereich 

Der Planbereich der 2. Änderung liegt im Westen der Kernstadt Uslar. Er wird auf dem 
Deckblatt dieser Bebauungsplanänderung und Begründung im Maßstab 1:5.000 dar-
gestellt. 

 
 
2. Planungsvorgaben 
 
2.1 Raumordnung und Landesplanung 

Grundlegende Ziele bzw. zeichnerische Darstellungen des Regionalen Raumordnungs-
programmes 2006 für den Landkreis Northeim sind durch den Inhalt der vorliegenden 
Bebauungsplanänderung nicht betroffen. Der Änderungsbereich ist Teil der bebauten Orts-
lage des Mittelzentrums Uslar, das die Schwerpunktaufgaben „Sicherung und Entwicklung 
von Wohn- und Arbeitsstätten“ sowie die besonderen Entwicklungsaufgaben „Erholung“ 
und „Fremdenverkehr“ zugeteilt bekommen hat. Großflächiger Einzelhandel, der in der 
Regel dadurch definiert wird, dass er eine Verkaufsflächengröße von 800 m² überschreitet, 
darf keinen Einzugsbereich haben, der den für ihn maßgeblichen Verflechtungsbereich des 
Stadtortes wesentlich überschreitet, ist nur innerhalb des zentralen Siedlungsgebietes und, 
soweit das Kernsortiment innenstadtrelevant ist, nur in städtebaulich integrierter Lage 
zulässig. Die Funktionsfähigkeit zentraler Orte, integrierter Versorgungsstandorte und die 
verbrauchernahe Versorgung dürfen nicht gefährdet werden. 

 
2.2 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Uslar stellt für den Geltungsbereich der vorliegenden 
Bebauungsplanänderung eine gewerbliche Baufläche dar, die das Symbol für eine erheb-
liche Belastung mit umweltgefährdenden Stoffen beinhaltet. 

Aufgrund des hier angestrebten Planungsziels wird der Flächennutzungsplan gemäß § 13a 
(2) Nr. 2 BauGB einer Berichtigung unterzogen, die im Folgenden dargestellt wird. 

Eine Kennzeichnung als erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet wird aufgrund 
der zwischenzeitlichen Begutachtung und Bodenbehandlung im Rahmen der Bebauung 
nicht mehr als erforderlich angesehen. 
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Ausschnitt Flächennutzungsplan, M 1 : 5.000 
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Berichtigung des Flächennutzungsplanes, M 1 . 5.000 
 
 
 
 

  

Gesetzesbezüge 
Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.9.2004 (BGBl. I Seite 2414) - zuletzt geändert 
am 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.1.1990 (BGBl. I Seite 132) - zuletzt 
geändert am 11.6.2013 (BGBl. I Seite 1548) 
Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBI. Seite 576) – zuletzt geändert am 26.10.2016 (Nds. GVBl. S. 226) 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 I Seite 
58) – zuletzt geändert am 22.7.2011 (BGBl. I Seite 1509) 
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2.3 Bebauungsplan (bisherige Fassung) 

Der Bebauungsplan setzt für den Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungsplan-
änderung bislang ein Gewerbegebiet fest, in dem ein so genannter nicht innenstadtrelevan-
ter Einzelhandelsbetrieb bis maximal 800 m² Verkaufsfläche zulässig ist. Im Einzelnen 
bestimmte innenstadtrelevante Sortimente sind bis zu einem Anteil von maximal 8 % der 
Verkaufsfläche zulässig. Bei maximaler Zweigeschossigkeit sind Grund –und Geschoss-
flächenzahl mit jeweils 0,8 festgesetzt. Die Bauhöhe darf 172 m über N.N. nicht über-
schreiten. 

Die bislang hier geltende Fassung der 1. Änderung des Bebauungsplanes wird im Maßstab 
1:1.000 im Folgenden dargestellt. 

 
2.4 Natur und Landschaft (Gebietsbeschreibung) 

Der Planbereich der 2. Änderung ist planungsrechtlich für eine intensive Bebauung vor-
gesehen. Freibereiche sind laut Niedersächsischer Bauordnung als Grünflächen anzu-
legen. 

 
2.5 Baugrund 

Nachdem im Flächennutzungsplan der Stadt Uslar für den Geltungsbereich dieser Bebau-
ungsplanänderung das Symbol einer erheblichen Belastung des Bodens mit umwelt-
gefährdenden Stoffen dargestellt wird, wurde im Zuge der Bauplanung für den heute 
bestehenden Discountmarkt im Jahr 2003 in Absprache mit der Abfallbehörde des Land-
kreises Northeim eine Bodenuntersuchung zur Baugrunderkundung durchgeführt. Danach 
wurden in einer Probe erhöhte Zink- und Polyzyklische-Aromatische-Kohlenwasserstoff-
Werte festgestellt, so dass der Verbleib des überschüssigen und von der Baustelle 
abzufahrenden Oberbodens aus dem Bereich der entsprechenden Rammkernsondierung 
mit dem Amt für Abfall beim Landkreis Northeim abzustimmen ist. 

 
2.6 Hochwasserschutz 

Der Landkreis Northeim hat darauf hingewiesen, dass der Änderungsbereich wird sich, sich 
nach der noch in diesem Jahr 2016 zu erwartenden vorläufigen Sicherung durch den 
NLWKN in Göttingen, im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet der Ahle befinden 
werde. Das hydraulische Gutachten des Fachplanungsbüros Fugro Consult GmbH, Nord-
hausen vom 14.04.2016 weise dabei für den betroffenen Bereich (Erweiterung des Lidl-
Marktes Wiesenstraße 29, Uslar) nach, dass unter Berücksichtigung von bestimmten durch-
zuführenden Vorsorgemaßnahmen (Retentionsraumausgleichsmaßnahmen) keine nach-
teiligen Auswirkungen auf die Hochwasserdynamik (Wasserstände, Geschwindigkeiten und 
Abflussaufteilung) als auch keine nachteiligen Auswirkungen auf die Oberlieger und Unter-
lieger für den betroffenen Bereich zu erwarten seien. 

In diesem Zusammenhang wird festgestellt, dass die vorliegende Bebauungsplanänderung 
gegenüber dem bisherigen Planstand keine größeren Baumassen zulässt, da das Maß der 
baulichen Nutzung unverändert bleibt. 



- 10 - 

Bebauungsplan Nr. 67 „Wiesenstraße - West“ mit eingearbeiteter 1. Änderung, M 1:1.000 
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3. Verbindliche Bauleitplanung 
 
3.1 Ziel und Zweck der Planung (Planungsabsicht) 

Durch diese Bebauungsplanänderung soll eine Erweiterung der Verkaufsfläche eines vor-
handenen Lebensmitteldiscounters von ca. 1.000 m² auf 1.300 m² ermöglicht werden. 
Dadurch soll weniger eine Ausweitung des Sortimentes erfolgen als vielmehr eine kunden-
freundlichere Gestaltung der internen Wegeführungen, eine großzügigere Warenpräsenta-
tion und eine Verbesserung der betriebsinternen Logistik erreicht werden. 

Weiterhin wird eine zwischenzeitlich errichtete PKW-Waschanlage mit in die Festsetzungen 
aufgenommen. 

Zur Frage der raumordnerischen Verträglichkeit des Vorhabens wurde eine „Auswirkungs-
analyse zur geplanten Erweiterung eines LIDL-Discountmarktes in Uslar, Wiesenstr. 29“ 
durch die BBE Handelsberatung, Köln, erstellt. Danach wird auch der erweiterte Markt fast 
ausschließlich der Versorgung der Stadtbevölkerung Uslar dienen. Eine Beeinträchtigung 
zentraler Versorgungsbereiche oder der wohnungsnahen Versorgung wird weder in der 
Stadt Uslar selbst noch in Nachbargemeinden eintreten. Die Analyse einschließlich ihrer 
Ergänzung auf eine Verkaufsfläche von 1.300 m² ist dieser Begründung in der Anlage bei-
gefügt. 

Die Sortimentsbeschränkungen werden aus der letzten Fassung des Bebauungsplanes 
übernommen, weil lediglich die Verkaufsfläche erhöht, nicht aber die Sortimentszusammen-
setzung verändert werden soll. Auch das Maß der baulichen Nutzung bleibt unverändert. 
Die Art der baulichen Nutzung muss verändert werden, weil die Erhöhung der zulässigen 
Verkaufsfläche in einem Gewerbegebiet nicht möglich wäre; hier ist ein entsprechendes 
Sondergebiet festzusetzen. 

Die Industrie- und Handelskammer hat die Planung wie folgt infrage gestellt: 
„Für großflächigen Einzelhandel (ab 800 m² Verkaufsfläche) ist zwingend die 
Erfüllung der raumordnungsrechtlichen Kriterien des Landesraumordnungs-
programms Niedersachsen 2008 und des Entwurfs zu seiner Änderung 2015 nach-
zuweisen. Dies gilt auch für Erweiterungen bestehender Betriebe.  
Ausführungen zum Integrations- und Konzentrationsgebot finden sich im Gutachten 
auf S. 34. Wir weisen darauf hin, dass der zweite Absatz auf dieser Seite für uns nicht 
nachvollziehbar bzw. fehlerhaft ist. Hier sind offensichtlich Inhalte des Landesraum-
ordnungsprogrammes etwas „durcheinander“ geraten. Das Konzentrationsgebot 
beinhaltet nicht die „städtebaulich integrierte Lage“, sondern die Lage innerhalb des 
zentralen Siedlungsgebietes eines zentralen Ortes. Städtebaulich integrierte Lagen, 
die vom Integrationsgebot gefordert werden, ergeben sich demgegenüber nicht, wie 
im Text dargestellt, durch die Lage innerhalb einer zusammenhängenden Einzel-
handelsagglomeration (vgl. hierzu LROP 2008 S. 16 und die zugehörigen Erläute-
rungen auf S. 90f bzw. die entsprechenden Ausführungen im Entwurf des LROP 
2015). Wir gehen davon aus, dass sich der Absatz auf das dort genannte Konzentra-
tionsgebot beziehen soll. Dessen Erfüllung, das heißt die Lage des Planvorhabens 
innerhalb des zentralen Siedlungsgebietes, wird auch von uns so eingeschätzt.  

Im nachfolgenden dritten Absatz auf S. 34 führt der Gutachter ausdrücklich aus, dass 
der „Untersuchungsstandort keinem zentralen Versorgungsbereich zugeordnet“ ist 
und das „Integrationsgebot ... nicht erfüllt“ ist. Auch diese Aussage unterstützen wir. 

Demzufolge ist, da das Integrationsgebot des Landesraumordnungsprogramms nicht 
eingehalten wird und eine überwiegende Nahversorgungsfunktion des Vorhabens 
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nicht nachgewiesen wird, das Vorhaben nicht zulässig. Vor dem Hintergrund der in 
den letzten Jahren erfolgten starken Betonung des Integrationsgebotes und der 
Ablehnung einer Reihe von Erweiterungsprojekten aufgrund der fehlenden Integration 
durch die Landesplanung (Landkreise bzw. Amt für regionale Landesentwicklung) 
sehen wir das Vorhaben auch aufgrund einer notwenigen Gleichbehandlung als 
unzulässig an.  

Weiterhin weisen wir darauf hin, dass im „regionalen Einzelhandelskonzept Süd-
niedersachsen“ ausdrücklich empfohlen wird, für den Standort „Wiesenstraße“ eine 
restriktive Ansiedlungspolitik durchzuführen. Ein Einzelhandelskonzept für Uslar liegt 
nicht vor. Wir empfehlen dessen Aufstellung, da hierüber die Steuerung des Einzel-
handels u. a. im Hinblick auf eine flächendeckende Nahversorgung der Bevölkerung 
erreicht werden kann.“ 

Der Landkreis Northeim hat sich zu diesem Thema wie folgt geäußert: 

„Da das Integrationsgebot (LROP 2.3 Ziffer 03 Satz 6) nicht eingehalten ist, muss 
nachgewiesen werden, dass es sich bei dem Vorhaben um einen reinen Nah-
versorger handelt.  
Um den Nachweis zu führen, dass bestehende Drogeriemärkte in integrierter Lage 
durch die Erweiterung nicht beeinträchtigt werden, ist darüber hinaus die Umsatz-
umverteilung getrennt nach den Sortimenten „Lebensmittel, Reformwaren“ und 
„Drogerie und Parfümwaren“ zu berechnen. Bislang liegt nur eine summarische 
Betrachtung für „Güter des Täglichen Bedarfs“ vor, die diese Fragestellung nicht aus-
reichend beantworten kann.  
Die Einschränkung der innenstadtrelevanten Randsortimente auf 8 % wird ausdrück-
lich begrüßt. Es wird der Stadt Uslar empfohlen, sich im Rahmen eines Einzel-
handelskonzeptes unter Beteiligung der lokalen Akteure, der IHK und des Land-
kreises mit der Situation des Einzelhandels im Stadtbereich, insbesondere der 
Sicherung der Nahversorgung und der Problematik der Leerstände in der Innenstadt, 
auseinanderzusetzen und Steuerungsmöglichkeiten auszuschöpfen.“ 

Die BBE Handelsberatung GmbH als Gutachter hat hierzu mit Schreiben vom 12.7.2016 
wie folgt Stellung genommen: 

„Bezüglich des Integrationsgebotes wurde bereits in der Auswirkungsanalyse festgehalten, 
dass der Untersuchungsstandort keinem zentralen Versorgungsbereich zugeordnet ist. Das 
Integrationsgebot wird durch das Vorhaben somit zunächst nicht erfüllt. Allerdings lassen 
sich für das Planvorhaben auch Punkte aufzählen, die die geplante Erweiterung auch 
außerhalb eines zentralen Versorgungsbereiches begründen können: 

Das Integrationsgebot gemäß Landes-Raumordnungsprogramms Niedersachsen (LROP 
2012) spricht konkret von neuen Einzelhandelsgroßprojekten. Da die Betriebsgröße des zu 
untersuchenden Lidl-Lebensmitteldiscountmarktes mit einer Verkaufsfläche von rd. 994 m² 
bereits vor der Erweiterung oberhalb der Schwelle zur Großflächigkeit liegt, stellt sich die 
Frage, ob von einem neuen Einzelhandelsgroßprojekt gesprochen werden kann. 

Im Entwurf zur Änderung der Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm 
Niedersachsen (LROP, Entwurf 2016) wird folgende Ausnahmeregelung formuliert: 

„Neue Einzelhandelsgroßprojekte, deren Kernsortimente zu mindestens 90 vom Hundert 
periodische Sortimente sind, sind auf der Grundlage eines städtebaulichen Konzeptes aus-
nahmsweise auch außerhalb der städtebaulich integrierten Lagen innerhalb des zentralen 
Siedlungsgebietes des Zentralen Ortes im räumlichen Zusammenhang mit Wohnbebauung 
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zulässig, wenn eine Ansiedlung in den städtebaulich integrierten Lagen aus städtebaulichen 
oder siedlungsstrukturellen Gründen, insbesondere zum Erhalt gewachsener baulicher 
Strukturen, der Rücksichtnahme auf ein historisch wertvolles Ortsbild oder aus verkehr-
lichen Gründen nicht möglich ist.“ 

Vor diesem Hintergrund ist im Hinblick auf das Planvorhaben Folgendes anzuführen: 

Die geplanten Sortimente sind überwiegend als periodische Sortimente zu klassifizieren, so 
dass das Vorhaben unter die Ausnahmeregelung des Integrationsgebotes fällt. 

Es handelt sich um einen bereits lange etablierten Standort der Nahversorgung in der Stadt 
Uslar. 

Eine Verlagerung in die Innenstadt von Uslar ist aufgrund der gegebenen baulichen Struktur 
(Erhalt gewachsener baulicher Strukturen und Rücksichtnahme auf ein historisch wertvolles 
Ortsbild) nicht möglich und auch nicht zielführend. So ist in diesem Zusammenhang zu 
betonen, dass sich in diesem Bereich kaum bis keine Entwicklungsflächen ergeben. 

Der Betreiber plant eine Verkaufsflächenerweiterung auf rd. 1.300 m² und damit eine Filial-
größe, die dem Standard des Lidl-Filialnetzes entspricht.  

Es ist zu berücksichtigen, dass die für den Lidl-Markt geplante Verkaufsflächenerweiterung 
vor dem Hintergrund der Flächenentwicklung im deutschen Lebensmitteleinzelhandel als 
standortsichernde Maßnahme zu bewerten ist. Auch das Standortgefüge in der Stadt Uslar 
lässt die geplante Erweiterung als versorgungsstrukturell verträglich erscheinen. 

Obwohl der Verkaufsraum deutlich erweitert wird, geht damit keine Änderung des Sorti-
ments einher. Vielmehr wird die Maßnahme der Verbesserung insbesondere der inner-
betrieblichen Abläufe und der kundenfreundlichen Warenpräsentation dienen. So werden 
beispielsweise die Regalhöhen abgesenkt und die Gangbreiten erhöht. Darüber hinaus zielt 
die Erweiterung darauf ab, sich auch im Bereich der Frischeprodukte und der Tiefkühl-
sortimente breiter aufzustellen. Zusätzliche Warenträger für Obst und Gemüse und eine 
größere Zahl von Kühl- und Gefriertruhen generieren deshalb einen weiteren Flächen-
zusatzbedarf. 

Im Erweiterungsfall wird der Lidl-Discountmarkt somit nicht mehr nur die „preisorientierte“ 
Versorgung im Trockensortiment übernehmen, sondern mit einem breiteren Anteil an 
Frischeprodukten einen deutlich umfassenderen Teil der Nachfrage im Bereich der 
wohnungsnahen Grundversorgung abdecken. 

Die Erweiterung des Frischesortiments wird allerdings nicht zur Folge haben, dass der 
Lebensmitteldiscounter sein Einzugsgebiet erweitern wird. Denn durch die Filial-
vergrößerung wird der Markt keine so ausgeprägten Alleinstellungsmerkmale entwickeln, 
dass in stärkeren Maße als heute Kunden aus weiter entfernten Wohnquartieren an den 
Standort gebunden werden könnten. Somit wird auch der erweiterte Markt vornehmlich 
(Nah-) Versorgungsfunktionen für die Bevölkerung der Stadt Uslar übernehmen. 

Im Rahmen der Auswirkungsanalyse und der ergänzenden Stellungnahme konnte nach-
gewiesen werden, dass von dem Vorhaben keine wesentliche Beeinträchtigung der Ver-
sorgungsstrukturen und keine Gefährdung städtebaulich schutzwürdiger Innenstädte / Orts-

kerne der Umlandgemeinden und deren Entwicklungsfähigkeit zu erwarten sind.“ 

Dem schließt sich die Stadt Uslar an. 
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Während der öffentlichen Auslegung wurden von der Industrie- und Handelskammer sowie 
dem Landkreis weiterhin Bedenken gegen die raumordnerische Verträglichkeit des 
Vorhabens vorgebracht, zu denen wiederum die BBH Handelsberatung GmbH Stellung 
genommen hat. Dies kann im Einzelnen bei der Stadtverwaltung Uslar eingesehen werden. 
In der Summe schließt sich die Stadt Uslar den Ausführungen des Gutachters an und geht 
davon aus, dass durch die vorliegende Planung keine raumordnerischen Nachteile 
entstehen werden. 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung dient der Nachverdichtung und damit der Innen-
entwicklung Uslars im Sinne des § 13a (1) BauGB. Durch die Änderung wird kein Vorhaben 
ermöglicht, das eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
begründete. Es liegen auch keine Anhaltspunkte dafür vor, dass durch die Änderung 
Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und 
der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes oder des 
Artenschutzes beeinträchtigt werden könnten. 

Die Bebauungsplanänderung kann damit im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. 
Von einer Umweltprüfung mit anschließendem Umweltbericht wird gemäß § 13 (3) BauGB 
abgesehen. 

 
3.2 Sonstige Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Sonstige zeichnerische und textliche Festsetzungen des Bebauungsplanes sind durch 
diese Änderung nicht betroffen und gelten unverändert weiter. 

 
 
4. Zur Verwirklichung der 2. Änderung zu treffende Maßnahmen 
 
4.1 Bodenordnung 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
4.2 Ver- und Entsorgung 

Die Situation von Ver- und Entsorgung wird durch diese Änderung des Bebauungsplanes 
nicht berührt. 

 
 
Diese Begründung gemäß § 9 (8) BauGB hat zusammen mit der 2. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 67 

„Wiesenstraße - West“ 

vom 12.10.2016 bis einschließlich 18.11.2016 

gemäß §§ 13a in Verbindung mit 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen und wurde vom Rat der Stadt 
Uslar beschlossen. 

Uslar, den 10.04.17 
 
 
 
                                                                                                      gez. Bauer 
    Bürgermeister 
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